
sprachen werden. Vorstellbar wäre die KSZE-Nachfolgekonfe- 
renz 1992, aber wie gesagt vorstellbar. Man wird darüber reden 
müssen.

Deutlich ist ebenfalls, daß es verheerend wäre, die Interessen 
und Verpflichtungen eines der beiden deutschen Staaten nach 
Osten bzw. nach Westen zu vernachlässigen. Dies brächte Insta­
bilität in Europa, und das kann keiner wollen. Wir müssen also 
beide Interessen in beiden Richtungen anerkennen und berück­
sichtigen, und wir müssen dann dafür Lösungen suchen, die 
eben jenseits des bloßen Ja oder bloßen Nein sind.

(Prof. Dr. Reich, Bündnis 90/Grüne: Geht es konkreter?)
Es geht etwas konkreter, aber ich denke, diese Dimension muß 

erhalten bleiben; denn sonst wird so geredet, wie es der Vertre­
ter Ihrer Fraktion letztens hier getan hat, und ich denke, das 
führt dann eben nicht weiter.

(Vereinzelter Beifall bei CDU/DA -
Weiß, Bündnis 90/Grüne: Ja, nein - 

alles andere ist von Übel.)
NATO - ja oder nein. So scheint es in vielen Fragen der Poltik. 

Bloß deutlich ist ebenfalls, daß das Beharren auf Entweder-Oder 
in der Politik und auch sonst im menschlichen Leben ein verhee­
rendes ist. So klar muß ich das sagen.

(Beifall vor allem bei CDU/DA)

Wer in der Politik nicht zu Kompromissen fähig ist, die nach 
vorne führen, macht politische Verhandlungen unmöglich.

(Beifall, vor allem bei den Koalitionsparteien)

Es ist doch deutlich geworden durch das, was ich gesagt habe: 
Daß die NATO-Mitgliedschaft nicht unser Ziel ist. Das ist doch 
eindeutig. Aber eindeutig ist ebenfalls, daß wir vorankommen 
wollen in den Fragen, die die politische Einigung Deutschlands 
ermöglichen, und daß die Interessen berücksichtigt werden 
müssen.

Klar ist ebenfalls, und das haben wir auch gesagt, wenn eine 
Mitgliedschaft in der NATO künftig ins Auge gefaßt werden 
kann oder muß, daß dies mit den jetzigen Strategien der NATO 
eben nicht geht, weil sie Relikte eines geteilten Europas sind.

Nach den Revolutionen des letzten Jahres, in einer Zeit, in der 
es demokratische Entwicklungen in Osteuropa gibt, brauchen 
wir neue Strukturen. Und warum sollten die, so frage ich wieder­
um, andererseits nicht auch von der NATO ausgehen?

Wir müssen auch unsere Feindbilder vergessen, sowohl die 
Feindbilder, die sich in den Strukturen der NATO ausgedrückt 
haben, als auch die eigenen, die sich gegen die NATO richten. 
Nur so kommen wir voran! Deshalb unsere klare Aussage, und 
die klingt aphoretisch, das weiß ich, aber in dieser Richtung wol­
len und müssen wir verhandeln. Wenn Mitgliedschaft in der 
NATO, dann Veränderung der NATO. Andererseits müssen wir 

'—natürlich klar sagen: Wir wollen, daß die Beziehungen zu unse­
ren jetzigen Verbündeten im Warschauer Vertrag erhalten und 
auch vertraglich geregelt sind und bleiben. Wir wollen nichts ge­
gen ihre Interessen tun.

Lösungen haben wir nicht in der Tasche. Lösungen muß man 
miteinander verabreden. Und dafür sind die nächsten Schritte 
und Verhandlungen geplant. Wir sind gewappnet und denken, 
daß man dies nur im Vertrauen miteinander tun kann. - Ich dan­
ke Ihnen.

(Beifall bei den Koalitionsparteien)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Sie gestatten doch Zwischenfragen? - Drei Zwischenfragen. 

Frau Förtsch (PDS):

Ich muß Ihren Ausführungen entnehmen, daß offensichtlich 
die Mitgliedschaft in der NATO schon fast beschlossene Sache 
ist. Ich will es auch etwas vorsichtig ausdrücken. Welche Vorstel­
lungen existieren, das gegenwärtige Gefüge, vor allem das ideo­
logische Gefüge der NATO, zu verändern? Ich sehe da Probleme, 
vor allem wie soll das gemacht werden.

(Bewegung im Saal - Zuruf: Ändern Sie 
mal Ihr ideologisches Gefüge!)

Meckel, Minister für Auswärtige Angelegenheiten:

Ich kann an dieser Stelle einen Satz vorlesen, mehr möchte ich 
dazu nicht sagen, einen Satz der Koalitionsvereinbarung:

„Die NATO-Mitgliedschaft eines vereinten Deutschlands ist 
den osteuropäischen Staaten nur zumutbar, wenn damit si­
cher das Aufgeben bisher gültiger NATO-Strategien, wie 
Vorne- Verteidigung, flexible Response und nuklearer Erst­
einsatz, verbunden ist.“

(Zuruf: Die Frage war: Wie?)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Die Zwischenfrage eines Abgeordneten der Grünen.

Nooke (Bündnis 90/Grüne):

Ich bin mir im klaren, daß mit Entweder-Oder nicht Politik zu 
machen ist. Aber ich frage mich, wie sehen Sie das, was haben 
Sie dagegen, was dort nach vorn der Kompromiß sein soll, nicht 
einzubinden in beide Pakte, herauszutreten aus der NATO, ihm 
einen neuen Namen zu geben, nämlich was aus der NATO wer­
den soll, wo Deutschland die Souveränitätsrechte, Krieg zu füh­
ren, was Weizsäcker schon ewig sagte, was endlich dran ist in 
diesen Ländern der Erde, das Souveränitätsrecht, Krieg zu füh­
ren, nicht bloß nach Brüssel, sondern auch nach Moskau abtritt, 
und damit wirklich ein Schritt nach vorn zu dieser europäischen 
Friedensordnung geht und dann von mir aus die Strukturen von 
der Seite der NATO eher nachwachsen als von der des War­
schauer Vertrages, aber nach vorne und nicht eine Blockgren­
zenverschiebung, die ein Kompromiß nach hinten zu sein 
scheint. Sehen Sie die Gefahr nicht?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich bitte darum, sich bei den Zwischenfragen immer vorzu­
stellen. Sie müssen bitte auch daran denken, daß uns Leute Zuse­
hen, die unsere Gesichter noch nicht so gut kennen, wie wir un­
tereinander.

Meckel, Minister für Auswärtige Angelegenheiten:

Ich kann diese Frage und auch den Inhalt sehr gut verstehen. 
Ich denke, daß es genau darum gehen muß, in dieser Richtung 
nach Osten und nach Westen zu reden. Deshalb sagte ich ja: Wir 
sagen weder das eine noch das andere. Wir müssen Richtung So­
wjetunion reden und fragen: Wenn denn wirklich NATO - was 
müßte sein an Strukturen, die eure Sicherheitsinteressen befrie­
digen? Und darüber werden wir gemeinsam miteinander reden 
und fragen, welche Strukturen dies sind - in bezug auf Truppen, 
in bezug auf Sicherheitsgarantien usw. und in bezug auf Strate­
gien.

Die gleiche Frage müssen wir natürlich Richtung Westen stel­
len und sagen: Das, was hier an Strategien da ist, wird der Situa­
tion nicht mehr gerecht. Es ist die Situation eines geteilten, 
feindlichen Europas, und Raketen, die nur bis Leipzig oder War­
schau oder wo auch immer hin zeigen, sind sinnlos, die müssen 
weg, und manches andere auch noch. In dieser Richtung werden 
wir reden, in dieser Richtung werden wir verhandeln, und des­
halb sitzen wir in der nächsten Woche beisammen.

(Beifall, vor allem bei der SPD)

Otto (CDU):

Herr Minister, eine Frage zu unseren Auslandsvertretungen 
und Botschaften: Welche DDR vertreten unsere Genossen Bot­
schafter im Ausland?

(Heiterkeit)

Und wie hat sich die Revolution in den Botschaften umgesetzt? 
Welche Konzepte gibt es hier?

(Beifall)
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